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Deutlicher Rückgang 
der Arbeitslosigkeit 
jj^'e konjunkturelle Besserung am Arbeitsmarkt 

W an. Maßgebend dafür ist die anhaltend gün- 
, '8e gesamtwirtschaftliche Entwicklung" — so 
fjjRentierte der Präsident der Bundesanstalt 
da*   rDeit> Heinrich Franke, die Arbeitsmarkt- 
uaten für Februar 1989. 

^ 'etzten Monat waren rund 30.000 Menschen 
d 

n>ger arbeitslos gemeldet als im Januar; dies ist 
'98?led"8Ste Arbeitslosenzahl in einem Februar seit 

" eutig nach oben tendieren Beschäftigung und 
gen^

ltskl*äftenachfrage. Die Zahl der Erwerbstät- 
ig   at im Januar gegenüber dem Vorjahr um 

samt q  ZU8enommen' seit Januar 1984 sind insge- 
p     974.000 neue Arbeitsplätze entstanden. 

sehe leS6S "*a*lr bewegen sicn d'e Schätzungen zwi- 
2en " ,50-000 und 300.000 zusätzlichen Arbeitsplät- 
stjgp   1.eser Optimismus wird durch die äußerst gün- 
jahr 

Wlrtschaftliche Lage bestätigt. Nach der Früh- 
deist

SUmfra8e des Deutschen Industrie- und Han- 
dend

a8es Präsentiert sich die Konjunktur in blen- 
traue

er Verfassung. Die Unternehmen haben Ver- 
nen ? VJ die wirtschaftliche Entwicklung, viele pla- 
stun'ß skräfte einzustelIen. Ein hoher Ausla- 
haftei5rad der Produktionskapazitäten, eine leb- 
WaCh    acht"rage und eine gute Ertragslage in einer 
schäf>      en Zahl von Branchen prägen die Ein- 

Dies      8 dCr Unternehmen- 
l^ltä h,r daZU' daß sich die Zahl der offenen Stel" 
verstä "

dl8 vergrößert. Die Unternehmen suchen 
rkt nach neuen Mitarbeitern. Die gute kon- 

(Fortsetzung auf Seite 2) 
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(Fortsetzung von der vorherigen Seite) 
junkturelle Situation wird noch durch 
den ungewöhnlich milden Winter begün- 
stigt. 
Von der Besserung des Arbeitsmarktes 
haben vor allem die Jugendlichen profi- 
tiert. So war die Zahl der arbeitslosen 
Jugendlichen unter 20 Jahren die niedrig- 
ste in einem Februar seit 1980. Dieser 
Trend ist bereits seit längerem zu beob- 
achten. 1983 betrug die Arbeitslosen- 
quote von Jugendlichen noch 9,7 Prozent, 
im letzten Jahr lag sie bei 5,8 Prozent. 
Dies zeigt, daß die intensiven Bemühun- 
gen der CDU-geführten Bundesregierung 
um Qualifizierung der jungen Leute 
Früchte tragen. Heute sind die jüngeren, 
zumeist auch gut ausgebildeten Jahr- 
gänge auf dem Arbeitsmarkt stark 
gefragt. 
Die positiven Daten für Februar sind ein 
Hinweis darauf, daß die erfolgreiche 
Wirtschafts-, Finanz- und Arbeitsmarkt- 
politik der Bundesregierung sich inzwi- 
schen auch auf den Arbeitsmarkt positiv 
auswirkt. Steigende Investitionen, eine 
wachsende Nachfrage nach Industriepro- 
dukten aus dem In- und Ausland, ausge- 
lastete Kapazitäten und die optimisti- 
schen Geschäftserwartungen der Unter- 
nehmen selbst lassen erwarten, daß sich 
die Lage auf dem Arbeitsmarkt konti- 
nuierlich bessert. 

Bauwirtschaft hat die 
Nase wieder vorn 
Wer geunkt hatte, das Rekordjahr 1988 
sei nur mit dem milden Winterwetter zu 
erklären, wird jetzt durch die Prognose 
des Deutschen Baugewerbes eines Besse- 
ren belehrt. Die positive Tendenzwende 
stabilisiert sich auch in diesem Jahr. Von 
dieser „rosaroten" Entwicklung profitie- 
ren vor allem der Beschäftigungsmarkt 
und der Wohnungsmarkt. 

Grund zum Aufatmen 
Wenn im Laufe des Jahres die Zahl der 
Arbeitslosen — wie von Heinrich Fran- 
ke vorhergesagt — trotz des starken 
Zustroms von Aussiedlern und der zu- 
nehmenden Erwerbstätigkeit von Frau- 
en unter die Zwei-Millionen-Marke sin- 
ken sollte, hätte die Bundesregierung 
ersten Grund zum Aufatmen. Denn seit 
ihrem Amtsantritt trägt sie die hohe Er- 
werbslosenzahl als größte Last mit sich 
herum. Auch für dieses Jahr waren die 
Prognosen der meisten Experten alles 
andere als rosig. Doch die bisherigen 
Daten vom Arbeitsmarkt scheinen die 
Vorhersagen der Wissenschaftler zu *•"* 
der legen. 
Der Optimismus ist vor allem deshalb 
gerechtfertigt, weil die gestiegene Kräj' 
tenachfrage nicht allein auf die günstig 
Witterung zurückzuführen ist. Entschei' 
dend ist vielmehr, daß sich die Entwich 
lung auf eine anhaltend starke K°n' 
junktur stützen kann. Nur ein weitere* 
Wirtschaftswachstum gewährleiste 
auch den Abbau der hohen Arbeitst0' 
senzahl. Dies scheint gesichert, den 
erst vor wenigen Tagen haben die bun' 
desdeutschen Unternehmen bei de 
Frühjahrsumfrage des Deutschen Indu 

strie- und Handelstages der Konjunktu 
eine „blendende   Verfassung" besehe 

nigt' I a- Die Gewerkschaften und die SPD n 
ben zwar recht, wenn sie auf das no^) 
immer gravierende Problem der Lang ^ 
zeitarbeitslosen  hinweisen.   Großang 
legte Beschäftigungsinitiativen würa 
allerdings die Lohnnebenkosten und « 
Steuern weiter in die Höhe treiben un 
könnten der gegenwärtig guten  & 
junktur  einen  empfindlichen   Dämp) 
verpassen. Daran kann niemand in 
essiert sein. 

Neue Osnabrücker Zeitung 
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Msident Bush will C-Waffen schon 
vor 1992 aus Deutschland abziehen 
2* politische Wille der USA, ihre in 
y *r Bundesrepublik Deutschland 

gernden Bestände an chemischen 
gla'fen vor 1992 abzuziehen, ist ein 
von n  Erfo,g der Abrüstungspolitik 
Alf   "ndesregierung und Koalition. 
CDn/ DreS8er> Vorsitzender der 
e:   ^CSU-Bundestagsfraktion: Nach 

"gehenden Gesprächen, die ich 
Ben t8 Juni 1985 zusan,men mit eini- 
ger k   ktionskollegen in Washington 

San! ? habe'erhie,t ich von dem 

cJnahgen US-Verteidigungsminister 
spar Weinberger die Zusage, daß 

blik^rfUf dem Boden der Bundesrepu- 
\Vaff

üeutschland gelagerten, alten C- 
vven e.n~^estände abgezogen werden, 
neu    u USA mit der Produktion uer' binärer C-Waffen beginnen; 

de»?Üf amer'kanische C-Waffen auf 
Deut °.den der Bundesrepublik 
sta« Sc.n,and in Friedenszeiten nicht 
lat,oniert werden. 

sche p 
USage nat der ^rühere amerikani- 

des w
rfSldent Rona'd Reagan während 

gegen.e'tWlrtschaftsgipfels 1986 in Tokio 
bekräft•     Bundeskanzler Helmut Kohl 
C-Waff    Und zu8leich den Abzu8 der 
Deutt kin aus der Bundesrepublik 
Daß      land b«s 1992 in Aussicht gestellt. 
Präsid e nCUe Us-Administration unter 
gans h

6nt Bush - über die Zusage Rea- 
Vor i9g"ausSehend - den Abzug schon 

?* verwirklichen will, ist eine Ges este •reUnd    '"'wirKiicnen will, ist eine (J 
dem dp

SCnaftlicher Verbundenheit mit 
unSere   

tschen Volk. Sie zeigt, daß 
deutSch

amenkanischen Verbündeten 
aufneh C    cherneitsinteressen sensibel 
diese kl"16" Und berucksichtigen, sofern 
lreten „ar artikuliert und beharrlich ver- n Werden. 

Dregger: Ich fordere die Sowjetunion 
auf, dem guten Beispiel der Vereinigten 
Staaten zu folgen und ihre auf nichtso- 
wjetischem Gebiet innerhalb des War- 
schauer Pakts stationierten C-Waffen 
abzuziehen. 

Außenminister Baker 
telefonierte mit Kohl 
Auch Bundeskanzler Helmut Kohl hat 
sich befriedigt über die amerikanische 
Ankündigung geäußert, die chemischen 
Waffen aus der Bundesrepublik Deutsch- 
land vorzeitig abzuziehen. Der amerikani- 
sche Außenminister Baker hatte am ver- 
gangenen Samstag Kohl telefonisch mit- 
geteilt, er werde bei der Eröffnung der 
Wiener Konferenz über konventionelle 
Stabilität vom Atlantik bis zum Ural 
einen Beschluß des Präsidenten Bush 
bekanntgeben, daß die Vereinigten Staa- 
ten die in der Bundesrepublik gelagerten 
Chemiewaffen vor dem Jahr 1992 entfer- 
nen würden. 

Signal aus Washington 
Unter allen Massenvernichtungsmitteln 
gelten die Chemiewaffen als die verab- 
scheuungswürdigsten. Deshalb kann die 
Absicht der amerikanischen Regierung, 
ihre auf deutschem Boden stationierten 
C- Waffen vorzeitig abzuziehen, in der 
Bundesrepublik von allen politischen 
Lagern nur einhellig begrüßt werden. Dies 
um so mehr, als die Bekanntgabe zu 
Beginn der Wiener Abrüstungsverhandlun- 
gen als Signal der Unterstützung Washing- 
tonsfür die Bonner Politik gelten muß, die 
eine weltweite Ächtung chemischer Waffen 
noch in diesem Jahr erreichen möchte. 

General-Anzeiger, Bonn 
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Die Eigenständigkeit 
der Beamtenversorgung 
bleibt gewahrt 
Zum Ergebnis der Verhandlungen zwi- 
schen der Koalition und der SPD über 
die Übertragung der Rentenreform in 
das Beamtenversorgungsrecht Alfred 
Dregger, Vorsitzender der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion : 

Vor Beginn der Verhandlungen mit der 
SPD war unstreitig, daß CDU/CSU und 
FDP für eine Berücksichtigung der Fol- 
gen des Geburtenrückgangs im Beamten- 
versorgungsrecht eintreten. Bei der Fest- 
legung von „Eckwerten" für die Ände- 
rung des Beamtenversorgungsrechts ist 
insbesondere erreicht worden: 

1. Grundsätzliches 

• Eigenständigkeit der Beamtenversor- 
gung bleibt gewahrt, auch weil verfas- 
sungsrechtlich geboten (SPD im Entwurf 
für ein neues Grundsatzprogramm, sog. 
Irrsee-Entwurf: „Umwandlung aller 
bestehenden öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnisse in Arbeitsverhältnisse, 
die dem Arbeitsrecht unterliegen"; d.h.: 
faktisch Abschaffung des Berufsbeamten- 
tums) 
• alle beabsichtigten Änderungen der 
Beamtenversorgung sind systemkonform, 
d.h. sie werden mit Mitteln des Beamten- 
versorgungsrechts vorgenommen. 

2. „Adäquate" Kostensenkung 

d.h. Leistungskürzungen in der Beamten- 
versorgung sollen „pro Kopf" denen in 
der gesetzlichen Rentenversicherung ent- 
sprechen (keine Festlegung absoluter 
Kürzungsbeträge, wie von SPD gefor- 
dert). 

3. 75 Prozent der letzten 
Bezüge bleiben für alle 
Beamten erreichbar ^^ 

(keine Berechnung des Ruhegehalts bei 
Beamten nach durchschnittlichem 
Lebenseinkommen; dies wäre wegen de 
unterschiedlichen Einkommensprogres- 
sion im öffentlichen Dienst und in der 
gewerblichen Wirtschaft nicht nur 
systemwidrig gewesen, sondern hätte z 
erheblichen Versorgungskürzungen be' 
Beamten geführt). 
Die derzeit bereits im Ruhestand befin 
liehen Beamten bleiben von Kürzunge° 
ausgenommen (wie Rentner). 

4. „Überprüfung" der 
vorgezogenen gesetzlichen 
Altersgrenzen ^^, 

(keine, wie von SPD gefordert, schefl»a|| 
sehe Erhöhung der Lebensaltersgrenz 
für Polizei, Feuerwehr und Soldaten- 
Eine derartige Erhöhung hätte die Fun 

tionsfähigkeit der vorgenannten Ein«1 

tungen erheblich gemindert) 

5. „Erweiterte" Anrechnung v° 
Erwerbseinkommen ^^ 

(keine absolute Anrechnung jedes E,0^5 
kommens, weil nach Rechtsprechung 
Bundesverfassungsgerichts unzulässig 

6. Keine unmittelbaren oder 
mittelbaren Beiträge der Be* 
ten zu ihrer Altersversorgung, 

(wie von SPD gefordert); stattdessen 
„Berücksichtigung" der finanziellen 
stungen der Alterssicherung im Ran  ^ 
der Besoldungsregelungen durch das 
lament. 
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Aufbruch in NRW 

Milliarden-Spritzen aus Bonn 
a 'n Jahr nach der von Norbert Blüm 
Einfr!8ten Ruhrgebietskonferenz auf 

«niadung des Bundeskanzlers 
\u' \ !988) hatte die CDU Nord- 
^ ein-Westfalen über 1000 Vertreter 
scha

Pf?,. ischen' kulturellen und wirt- 
rhei \!chen Lebens aus ganz Nord- 
Hail     estfalen in die Luise-Albertz- 
Ünd e.l!acn Oberhausen eingeladen: 
Norh      kamen! Landesvorsitzender 
au, Jjf* B,üm und namhafte Vertreter 
HOOK 

lrtschaft' Gewerkschaft und 
tWi    ule wie Klaus Steilmann, Dr. 
KleviT,0r

ö
PiePer (!HK Duisburg-Wesel- 

Univ  '. rof* Dr- Velsinger (Rektor der 
Graf     tat Dortmund), Alexander 
8eiJLV0Jl Schwerin (Betriebsratsvorsit- 
triehlx T D«'sburger Verkehrsbe- 
stanH       r* Det,ev Rohwedder, Vor- 
Be>:°?Vorsitzender der Hoesch AG und 

mert,   0rsit2ender Dn Noruert Lam- 
^hresb*?611 in 'hren Reden eine Positive 

Rede HUnkt der Veranstaltung war die 
biet eiit

eS Bundeskanzlers. „Das Ruhrge- 
als ef 

U uberaH in der Republik wieder 
der Bn6 ^lchti8e Zukunftsregion", stellte 
konfer

n eskanzler fest. Die Ruhrgebiets- 
gebracunz habe eine „Trendwende" 
"klare ?'denn die Bundesregierung habe 
ehe Sol H1Chen 8esetzt für gesamtstaatli- 
che'1  |tat mit den Menschen in die- 
Aufbruch   n Industr»eregion Europas". 
'm gan7P^st,,mmung sei die Folge, und das 

tische   pnd! An Rhein und Ruhr' es Wiecle
n    fel und Weserbergland, gebe 

^hrgeJ Clne Zukunftsperspektive. Das 
voller vi'ef.habe sich a's eine „Region 
^ie hoch3       Und Dynamilc erwiesen. 
Sei da«    qua,ifizierte Facharbeiterschaft 

uHer V"    .***•«'« Sien a 
^ie hoch3   ät Und Dynamik erwiesen. 

das  v?Uualif,zierte Facharbeiterscha.. 
"Wanre Zukunftskapital" des Lan- 

des. Die Milliarden-Spritzen aus Bonn 
haben 400 Investitionsvorhaben und 
7000 Arbeitsplätze ermöglicht. Der Kanz- 
ler dankte daher ausdrücklich allen poli- 
tischen Parteien, den Unternehmern, den 
Gewerkschaften und auch den Kirchen, 
die am Erfolg beteiligt sind. 
Er rief dazu auf, weitere Anstrengungen 
zu unternehmen und zeigte tiefstes Ver- 

Wieder Zukunftsperspektive 
an Rhein und Ruhr 
ständnis für die Sorgen der Bergleute: 
„Jeder von uns erlebt mit seiner privaten 
Existenz Stunden, Monate, ja, Jahre, wo 
er dringend der Freundschaft, der Hilfe, 
der Sympathie, der Kameradschaft 
bedarf. Und das gilt auch für das Leben 
eines Volkes." Doch zugleich warnte er 
sie, „sich von politischen Rattenfängern 
verführen zu lassen". 
Bundeskanzler Kohl und Landesvorsit- 
zender Norbert Blüm sicherten ihren Ein- 
satz zu, einen Konsens zwischen den 
Bundesländern, der Energiewirtschaft, 
den Bergbauunternehmen und den 
Gewerkschaften für eine Anschlußrege- 
lung an den Jahrhundertvertrag zur Koh- 
leverstromung über 1995 hinaus zu errei- 
chen. Unverzichtbar sei dabei vor allem 
die „energiepolitische Kooperation" der 
SPD-geführten Bergbauländer Nord- 
rhein-Westfalen und Saarland. 
Die CDU NRW wird zur Konsolidierung 
des Aufbruchs und zur Verstetigung des 
Strukturwandels gemeinsam mit allen 
gesellschaftlich relevanten Gruppen wei- 
tere Maßnahmen und Wege zu ihrer Ver- 
wirklichung beraten. 
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Europa muß den Binnenmarkt 
und seine Wachstumskräfte nutzen 
Wir sind das Erfolgsland nur Nr. 1 in 
Europa. Die Auftragsbücher der 
Unternehmen sind gefüllt, die Kapazi- 
tätsauslastung im Dezember war die 
höchste seit 1973. Die Stimmung ist 
gut. Während die Opposition außer 
Ladenhütern nichts zu bieten hat, 
machen wir die Wirtschaft fit für die 
Zukunft. Steuer-, Gesundheits-, Kar- 
tellrechts-, Post- und Rentenreform 
sind unser Fitneßprogramm und die 
Antwort auf den Strukturwandel: Sie 
gewährleisten auch künftig, was uns 
auszeichnet: 

• höchste Löhne, 
• höchste Sozialleistungen, 
• höchste Spareinlagen, 
• kürzeste Arbeitszeit und 
• längster Urlaub. 
Europa muß den Binnenmarkt und seine 
Wachstumskräfte nutzen, so der CDU/ 
CSU-Bundestagsabgeordnete Ernst Hins- 
ken. — Die SPD dagegen ist die Partei 
der Wachstumsbremser. Europas For- 
schungs- und Technologiepolitik muß 
offen für zukünftige Entwicklungen sein. 
Die SPD blockiert aber den technischen 
Fortschritt. 
In weiten Bereichen haben wir heute ein 
zu großes Anspruchs- und Sicherheits- 
denken und zu geringe Mobilitätsbereit- 
schaft und zu wenig Flexibilität. Unzu- 
friedenheit macht sich mehr und mehr 
breit. Haben wir etwa vergessen, daß 
1950 der Stundenlohn eines Facharbei- 
ters in der Industrie 1,45 Mark betrug? 
Heute hat er einen durchschnittlichen 
Bruttostundenlohn von 20,20 Mark. Die 
Kaufkraft ist um das 4,5fache gestiegen. 
Fast jeder fährt heute ein Auto. 25 Millio- 

nen Deutsche verbrachten ihren Urlaub 
im Ausland und ließen dort ca. 45 Mi'' 
Harden Mark. Die realen Zuwachsraten 
der Brutto-Arbeitnehmer-Stundenver- 
dienste in der verarbeitenden Industrie 
zwischen 1950 und 1983 zeigen, daß *"r 

Deutsche auch hier weltweit die großen 

Gewinner sind. Bundesrepublik Deuts 
land +564 Prozent: USA +88 Prozent; 
Kanada + 165 Prozent; Japan +470 Pr 

zent; Schweden +239 Prozent; Frank- 
reich + 359 Prozent; Großbritannien 
+ 179 Prozent. 

Industrie gut beschäftig 
Kapazitätsauslastung in % (jeweils Jahres' 

1978      1980       1982       1984      1986 

ende) 

S 
Der Konjunkturmotor in der BundesjeP ^ 
Deutschland läuft auf vollen Touren. 0.9o 
tragsbücher sind gefüllt, die Industrie ^ 
gut zu tun wie lange nicht. Das gent.?.,.ts h*! 
Untersuchung des Münchner |fo-lnstiiu ^ 
vor. Danach lag die Kapazltätsauslasw ^ 
industriellen Unternehmen zum Ja" 
1988 bei durchschnittlich 88,7 Prozem- 

A 
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Alfred Dregger: Rot-grün, wie gehabt 
"Wenn sich die SPD tatsächlich noch 
a's eine Partei der Arbeitnehmer ver- 
ende und fest zur Allianz unseres 
^taates mit den Demokratien des 
Westens hielte, könnte es zwischen ihr 
"na der Bewegung der ,Griinen' kei- 
"erlei Berührungspunkte — 
^schweige denn: Zusammenarbeit — 
jjfben. Aber die SPD von heute findet 
'chts dabei, mit einer ,Bewegung' 

^sammenzugehen, die den Kampf für 
£,ne andere' Republik auf ihre Fahnen 
^schrieben hat." Diese Schlußfolge- 
Ä zieht der Vorsitzende der CDU/ 
t,   ~;f*undestagsfraktion aus den 

oalitionsverhandlungen zwischen 
*rn und AL in Berlin. Weiter stellt 
A1fred Dregger fest: 

R d-ifr ."grunen" Bewegung ist der linke 
ö   lkaI'smus in der Bundesrepublik 
fy utscn'and parlamentsfähig geworden. 

»Grünen" haben Kommunisten wie- 
z\n

r ZU Akgeordnetenmandaten verholfen. 
HaReSiClltS der nur zu'°ft von schierem 
gee getragenen Polemik der „Grünen" 

gen die Demokratie des Grundgesetzes, 
die s" dlC "etablierten" Parteien, gegen 
Bu V)Zlale Marktwirtschaft, gegen die 
Ven    SWenr und gegen das westliche 
de]J

eidlgungsbündnis müßten sich die 
sein      atiscnen Parteien eigentlich einig 
tyj ,Und gegen diese angeblich grüne, in 

mach tiefrote Bewegung Front 

ft 
E ^stürzender Vorgang 
Sp^t ein bestürzender Vorgang, daß die 
geß  

Von demokratischer Gemeinsamkeit 
sen !• I,   r Hnken Radikalen nichts wis- 
ansle     Und weiterhin rot-grüne Pakte 
sie mifl1, ob,wohl die Erfahrungen, die 
ganBfl    

erartigen Bündnissen in den ver- 
genen fünf Jahren hat machen müs- 

sen — siehe Hamburg, siehe Hessen — 
sie eigentlich schrecken müßten: In bei- 
den Fällen endete rot-grüne „Zusammen- 
arbeit" mit einem Fiasko. 
Die SPD hat ihre seit Jahren verfolgte 
Anbiederung an die „grüne" Bewegung 
mit einem stetig gewachsenen Schwund 
an innerer Substanz und Glaubwürdig- 
keit erkauft. Das zeigte sich einmal mehr 
in Berlin: Bis zum Wahltag beteuerte der 
Berliner Spitzenkandidat der SPD, Mom- 
per, immer wieder, die Radikalen von 
links kämen als Partner für ihn nicht in 
Frage. Nach der Wahl war dieser Schwur 
vergessen. 

Mompers Wortbruch 
Mompers Wortbruch gegenüber denen, 
die ihn gewählt haben, erinnert fatal an 
den Wortbruch des früheren hessischen 
Ministerpräsidenten Holger Börner: 
Auch Börner hatte bis zur hessischen 
Landtagswahl vom September 1983 jeden 
Gedanken an ein Bündnis mit den „Grü- 
nen" mit markigen Worten von sich 
gewiesen — was ihn aber nach der Wahl 
nicht daran hinderte, den linken Radika- 
len den roten Teppich auszurollen und 
sie 1985 zum Regierungspartner zu 
machen. 

Der Ausgang des neuen rot-grünen Aben- 
teuers, in das sich die SPD in Berlin 
stürzt, ist nicht ungewiß, sondern nur 
allzu gewiß. Was Richard von Weizsäcker 
und Eberhard Diepgen als Regierende 
Bürgermeister in den Jahren nach 1981 
für Berlin aufgebaut, was sie der Stadt an 
politischer und wirtschaftlicher Stabilität, 
an innerem Frieden, an äußerer Sicher- 
heit gegeben haben — all dies droht nun 
verloren zu gehen. Was die „Alternative 
Liste" (AL) in Berlin will, steht in ihrem 

(Fortsetzung auf der nächsten Seite) 
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Berliner DGB täuscht Arbeitnehmer 
Allein die Tatsache, daß der Berliner 
DGB-Landesbezirk offizielle Gesprä- 
che mit der AL-Kommission für Koali- 
tionsverhandlungen führt, ist für die 
Gewerkschaftsbewegung ein Skandal 
erster Güte. Der DGB-Landesbezirk 
verrät seine Aufgabe als Einheitsge- 
werkschaft und macht sich quasi als 
Parteiorganisation mitschuldig beim 
Versuch, die Arbeitnehmerschaft über 
die anarchistische und kommunistische 
Grundhaltung der von der SPD 
umworbenen AL zu täuschen. 
Mit seiner Bewertung des rot-grünen 
Bündnisses als „einer denkbaren 
Variante, um eine neue Politik zu begrün- 
den", mißbraucht der SPD-Politiker 

(Fortsetzung von der vorherigen Seite) 
Programm: Ziel ist die „Überwindung 
dieses patriachalischen und kapitalisti- 
schen Industriesystems". 
Und was die Frage nach der Gewalt als 
Mittel zur Durchsetzung politischer Ziele 
angeht, so hat ein führendes Mitglied der 
AL erst jüngst erklärt, für die AL gebe es 
auch in der Regierungsverantwortung 
„keine Unterwerfung des außerparlamen- 
tarischen Widerstandes unter das staatli- 
che Gewaltmonopol". Mit anderen Wor- 
ten: Die AL, die in der Vergangenheit oft 
genug zur Gewalt Zuflucht genommen 
hat, um ihre Ziele durchzusetzen, schließt 
Gewalt als Mittel der Politik auch für die 
Zukunft keineswegs aus. 
Was dies alles für das freie Berlin bedeu- 
tet, steht außer Frage. Mit Recht hat der 
Bundeskanzler der SPD in diesen Tagen 
vorgehalten, sie sei dabei, die „bittere 
historische Lektion unseres Volkes", daß 
Demokraten sich unter keinen Umstän- 
den mit Radikalen verbünden dürften, 
bedenkenlos in den Wind zu schlagen. • 

Pageis seine Funktion als Vorsitzender 
einer Einheitsgewerkschaft. Die Funktio- 
näre des DGB-Landesverbandes Berlin 
haben offenbar jede kritische Unterschei- 
dungsfähigkeit verloren, wenn sie die 
radikale Alternative Liste in Berlin mit 
anderen demokratischen Parteien auf 
eine Ebene stellen und für regierungsfä- 
hig erklären. 
Der DGB in Berlin schlägt ein neues, 
trauriges Kapitel in der Geschichte der 
Krise der Gewerkschaftsbewegung auf- 
Er macht sich mitschuldig, wenn er eine 
Gruppierung als regierungsfähig bezeicn- 
net; die — trotz aller Scheinerklärunger» 
— keine klare Abgrenzung zwischen bru- 
taler Gewalt und notwendigem demokra- 
tischen Protest kennt und damit eine 
wichtige Grundlage des demokratische11 

Rechtsstaates aufheben will. 
Heribert Scharrenbroich, Vorsitzender 
der Arbeitnehmergruppe der CDU/CSU 

Bundestagsfraktion: Ich fordere den La11 

desverband Berlin des DGB auf, sich au' 
die Erfahrungen und die lange histori- 
sche Tradition und Grundwerte der 
Arbeiterbewegung zu besinnen. Die 
Arbeiterbewegung hat nichts gemein m« 
einer Organisation, die sich im Wahl- 
kampf für 
• die Öffnung der Gefängnisse aus- 
spricht 
• Abbau und Entwaffnung der Polizei 
sowie Abschaffung des Verfassungsscnu 
zes fordert und 
• den Abzug der westlichen Alliierten 
aus Berlin für richtig erachtet hat. 
Es wäre auch dem DGB zu wünschen, 
daß die besonneneren Kräfte in ihm w,e 

der das Sagen bekämen. 
Der DGB macht sich sonst im Sinne 
Lenins zum nützlichen Idioten, wenn er 
die Unterwanderungsstrategie der Korn- 
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munisten innerhalb der Alternativen Liste 
n,cht erkennt. Lenin sagt: „Man muß, 
wenn es sein muß, alle möglichen Schli- 
che anwenden und die Wahrheit ver- 
zweigen, um in Gewerkschaften hinein- 
*uk°mmen und in ihnen um jeden Preis 
K°mmunistische Arbeit zu leisten."        • 

Armer Momper 
Konkrete  Beweise,   sagt  der  Berliner 
Cn Chef MomPer> besitze er, daß der 
^DU-Vorsitzende Kohl und sein Gene- 
ralsekretär Geißler eine große Koalition 
wi Berlin torpediert hätten. Es handelt 
Slch um denselben Walter Momper, 
• der in der Berliner Wahlnacht noch 
s**te> er sei gegen ein Bündnis mit der 
*lternativen Liste, 

der am 23. Februar erklärte, er sehe 
Keine konstruktive Grundlage für eine 
**oße Koalition, 

der der AL am 19. Februar beschei- 
'gje, sie habe einen großen Schritt zur 
0 itik-      Und      Regierungsfähigkeit 

gemacht, 

srifer am 5- Feoruar feststellte, zwi- 
cnen SPD und AL seien viele Sachpo- 

SpD
nen näher als zwischen CDU und 

n der gleichen Woche hatte er außer- 
van der Südddeutschen Zeitung mühe- 
°« erläutert, daß es der SPD ziemlich 

CrT,<!rfallen   werde,  plötzlich  mit  der 
y>U zu gehen. 
^'schendurch hat er als Thema ohne 
äe

n(!!!?nen immer wieder verkündet, 
seh J?hler '" Berlin nabe eine politi- 
Reni ende gewollt. Und dieser arme, 
sich e Berliner Spitzenpolitiker sieht 
der oUn den finsteren Machenschaften 
set,ner CDVSpitze wehrlos ausge- 
grofi die seinen guten Willen zu einer 

»en Koalition torpedieren. 
r Mann kann einem richtig leid tun. 

Frankfurter Neue Presse 

coop-Konzern 

Gewerkschaften 
auf Tauchstation 
Der Fall coop verdichtet sich immer 
mehr zu einem Gewerkschafts-Skan- 
dal. Nachdem die Gläubigerbanken 
sich verständigt haben, bestehen zwar 
gute Aussichten, daß der angeschla- 
gene coop-Konzern saniert wird. 

Letztlich wird dies aber nur dann gelin- 
gen, wenn die politischen Erblasten die- 
ses Konzerns aufgearbeitet werden. Hier 
sind die Gewerkschaften gefordert, die 
offen und schonungslos das gewerk- 
schaftliche Fehlverhalten offenlegen müs- 
sen. 
Zur Zeit sind allerdings die Gewerkschaf- 
ten, die bis 1985 mit ihrer Gewerkschafts- 
holding BGAG Eigentümer von coop 
waren, auf Tauchstation gegangen. Der 
Parlamentarische Geschäftsführer der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Friedrich 
Bohl: Insbesondere der DGB-Vorsit- 
zende Breit als oberster Kontrolleur der 
BGAG muß unverzüglich ein klärendes 
Wort zu folgenden Fragen abgeben: 
• Stimmt es, daß schon 1983 in einem 
Brief an die Gewerkschaftsholding 
BGAG vor einem Desaster bei coop 
gewarnt wurde? 
• Stimmt es, daß coop nur deshalb an die 
Börse gebracht wurde, um bestehende 
Finanzlöcher durch Kleinaktionäre stop- 
fen zu lassen? 
• Haben Lappas und Co. die coop in die 
Sackgasse marschieren lassen, um einen 
Gewerkschafts-Skandal zu vertuschen, 
dessen Dimensionen womöglich noch 
größer werden als bei der Neuen Heimat? 
•Trifft es zu, daß Lappas mit einem 
Beratervertrag, der ihm einen 500er Mer- 

(Fortsetzung auf der nächsten Seite) 
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(Fortsetzung von der vorherigen Seite) 
cedes mitsamt Fahrer, eine Sekretärin, 
Büroräume und Vertrauensspesen 
sicherte, bei coop ausschied, weil er 
wegen der Neuen Heimat aus dem Ver- 
kehr gezogen werden mußte? 
Eine baldige Antwort ist Breit nicht nur 
den Gewerkschaftsmitgliedern — wegen 
deren vielleicht auch finanzieller Betrof- 
fenheit — schuldig, sondern auch der 
deutschen Öffentlichkeit. Überhaupt 
müssen die Gewerkschaften bei der 
Sanierung der coop aktiv mitwirken und 
können sich nicht abseits stellen. 

Mehr Sicherheit 
für Motorradfahrer 
Schutzplanken, auch Leitplanken 
genannt, dienen der Sicherheit von Pkw 
und Lkw. Aber die bisher oft scharfkanti- 
gen Schutzplanken erwiesen sich in der 
Vergangenheit nicht selten als gefährlich 
für Motorradfahrer. Damit der Schutz 
der Autofahrer nicht mit einer erhöhten 
Gefährdung von Motorradfahrern einher- 
geht, hat das Bundesverkehrsministerium 
veranlaßt, daß die Straßenbauverwaltun- 
gen Schutzplanken mit Anprallschutz- 
dämpfern ausrüsten. Bisher wurden 
damit rund 40000 Schutzplanken ausge- 
stattet. 

Das Bundesverkehrsministerium hatte 
Forschungsinstitute und die Bundesan- 
stalt für Straßenwesen beauftragt zu 
testen, wie Schutzplanken für Zweirad- 
fahrer verbessert werden können, ohne 
daß dies eine Verschlechterung für Perso- 
nen- und Lastkraftwagenfahrer zur Folge 
hat. Seit 1984 werden Gefahrenstellen mit 
Anprallschutzdämpfern versehen. 

Zur Befestigung der Schutzplanken wer- 
den heute sogeannte Sigmar-Pfosten ver- 
wandt, wodurch die Verletzungsgefahr 
von Motorradfahrern gemindert wird. 

Investoren reagieren 
auf steigende 
Wohnungsnachfrage 
Die Zahl der Wohnungsbaugenehmi- 
gungen ist nach den jetzt vorliegenden 
vorläufigen Ergebnissen im Jahr 1988 
gegenüber dem Vorjahr um 12,3 Pro- 
zent auf 214213 Wohnungen gestie- 
gen. 1987 hatte die Zahl der Genehmi- 
gungen bei 190696 gelegen. Diese 
Zahlen hat Bundesbauminister Oscar 
Schneider bekanntgegeben. 

Spitzenreiter bei den Zuwachsraten im 
vergangenen Jahr waren die Wohnungen 
in Mehrfamilienhäusern, also Mietwoh- 
nungen. Hier lag die Steigerungsrate bei 
19,4 Prozent. Ihre Zahl stieg von 52757 
im Jahr 1987 auf 62966 im Jahr 1988. Bei 
den Einfamilienhäusern lag die Steige- 
rungsrate bei +9,6 Prozent (97357 im 
Jahr 1988 gegenüber 88811 im Jahr 1987)- 
Bei den Zweifamilienhäusern lag die Stei 
gerungsrate bei 10,4 Prozent (30900 in 
1988 gegenüber 27998 in 1987) und 
schließlich bei den Eigentumswohnung611 

bei +17,1 Prozent (35795 in 1988 gegen- 
über 30578 in 1987). 

Die Entwicklung der Neubaugenehmi- 
gungen zeigt nach Ansicht von Minister 
Schneider, daß die Investoren am Woh- 
nungsmarkt ganz eindeutig auf die gesti 
gene Nachfrage reagieren. 

„Ein vereinigtes Europa, das alle V° 
her umfaßt, die nach ihrem kulturelle 
und historischen Selbstverständnis 
zum Abendland gehören, kann zur 
friedenserhaltenden Mitte zwischen 
den Weltmächten werden." 

Alfred Dregg«* 
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Keine Quoten gegen Aussiedler 
~egen eine Einführung von Quoten 
.     Steuerung des Aussiedlerzustroms 
, at sich nachdrücklich der Aussiedler- 

eauftragte der Bundesregierung und 
arlamentarische Staatssekretär im 

pndesinnenministerium, Horst Waf- 
'ejschmidt, gewandt. Wie Waffen- 
schmidt feststellt, sind Aussiedler 
»deutsche Mitbürger", die sowohl juri- 

'seh wie moralisch einen Anspruch 
auf Aufnahme haben. 

,e Bundesregierung fordere niemanden 
azu auf, in die Bundesrepublik zu kom- 

| en- Sie wolle mit politischen Initiativen 
»e8enüber der Moskauer und War- 
c!jauer Führung bewirken, daß die Men- 

^n sich noch einmal überlegen, ob sie 
nt bei mehr Freiheitsrechten und bei 
nr Autonomie auf ihre Aussiedlung 

Richten. „Wir überlegen uns viele 
Shchkeiten, aber Quoten können und 

Urfen nicht in Betracht kommen." 
achdrücklich warnt der Aussiedlerbe- 

at" tr«8te vor einer "Konkurrenzsitu- 
°n  zwischen Aussiedlern und Einhei- 
chen, beispielsweise am Wohnungs- 

g ,    t- Es müsse nicht nur für Aussiedler 
aut werden, sondern auch für die Ein- 

a ,   .lschen. Zur verbesserten Zusammen- 
eit zwischen Bund, Ländern und 

°mmunen empfiehlt Waffenschmidt ein 

WodCm VOn »Inforrnationsborsen''> 
Un ,Urcn die Probleme bei der Aufnahme 
Sci..   "Erbringung von Aussiedlern ent- 

narft werden könnten. 

je Bürger können 
*ehr wohl unterscheiden 
(ja

rner weist der Aussiedlerbeauftragte 
w-Uf hin» "daß sich nicht nur die Res- Sentimei 
5chaft 

-nts, sondern auch viel Hilfsbereit- 
§egenüber den Aussiedlern" aus- 

breiten. Dabei könnten die Bürger sehr 
wohl unterscheiden zwischen Aussied- 
lern, Asylbewerbern und Ausländern. 

Es wird kein 
Ausländerwahlrecht geben 
Notwendig sei eine „realistische" Auslän- 
der- und Asylpolitik. So müsse im Aus- 
länderrecht „klipp und klar" auf die 
Möglichkeit verwiesen werden, die deut- 
sche Staatsangehörigkeit zu erwerben, um 
andererseits ebenso klar zu sagen, daß es 
kein Ausländerwahlrecht geben werde. In 
Zusammenarbeit mit den anderen EG- 
Staaten müsse ein Asylrecht geschaffen 
werden, das vor dem „Übermaß der Wirt- 
schaftsasylanten" schützt. 

Weitere Initiativen 
zur Aufnahme 
von Aussiedlern 
Neben den Grenzdurchgangslagern der 
Länder in Friedland mit der Neben- 
stelle Osnabrück, in Nürnberg und in 
Unna-Massen will die Bundesregie- 
rung ab sofort zusätzliche Aufnahme- 
lager für Aussiedler einrichten. Fol- 
gende Standorte sind vorgesehen: 

• Zwei Aufnahmelager in Hamm/Nord- 
rhein-Westfalen in zwei ehemaligen 
Kasernenanlagen. 
• Ein Aufnahmelager in Bramsche bei 
Osnabrück/Niedersachsen: Hier handelt 
es sich um den Ausbau der provisori- 
schen Aufnahmeeinrichtung. 
Mit diesen Bundeslagern werden neben 
den drei Landeseinrichtungen, die auch 
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Das Schicksal einer Aussiedlerfamilie 
,. Vor ein paar Tagen hat mich eine Aussiedlergroßfamilie in meiner Heimatstadt 
zur Beerdigung der an Herzversagen verstorbenen 58jährigen Großmutter eingela- 
den. Es sei eine Ehre, wenn der Bürgermeister als Siegburger Obrigkeit an der 
Trauergesellschaft teilnähme. Diese Großmutter war zusammen mit 16 weiteren 
Familienangehörigen vor acht Jahren aus der Sowjetunion ausgesiedelt. Acht Kin- 
der, sechs Enkel, Großvater, Großmutter — und niemand erscheint in unserer 
Arbeitslosenstatistik, da alle entweder in der Ausbildung oder schon bzw. noch 
berufstätig sind. In acht Jahren hat man auch bereits ein Einfamilienhaus zusam- 
mengespart. Am Grabe wird vor der versammelten großen Siegburger Aussiedlerge- 
meinde der Lebenslauf vorgetragen. Vor rund 95 Jahren erfolgte die Aussiedlung 
der Urgroßeltern nach Kasachstan, mehrere Wanderschaften der Familie durch 
Rußland werden aufgezählt. 
Die in der Sowjetunion geborenen Kinder, darunter die nun verstorbene Tochter, 
zuletzt selbst Großmutter in einer Großfamilie, planten durch die Jahrzehnte die 
Rückkehr in die Heimat nach Deutschland. 1942 — im Zweiten Weltkrieg — 
gelingt die Rückkehr nach Dresden. 1946 wird die Familie durch die sowjetische 
Besatzung wieder zurückverfrachtet an die Wolga. Schließlich 1980 erneute Aus- 
reise und letzte Station in Siegburg. 
Bis hierhin und nicht weiter, berichtet der Sohn mit tränenschwerer Stimme über 
die Pilgerfahrt der Mutter, und die versammelte Baptistengemeinde antwortet mit 
dem Ruf: Amen. 
Ich denke daran, wie gut es mir selbst und allen Einheimischen trotz Kriegsjahren 
und Nachkriegsjahren doch ergangen ist, im Vergleich zu diesem Schicksal, das ja 
kein Einzelschicksal ist. Sollen wir da Grenzen verschließen gegenüber den übrigen 
Aussiedlern, die zurück wollen in die alte Heimat? 
Alle, die da kritisieren, sollten erst einmal die Schicksale dieser Menschen kennen- 
lernen und dann handeln und helfen." Bürgermeister Adolf Herkenrath, MdB 

weiterhin die Grundkapazität für die 
Erstaufnahme der Aussiedler sicherstel- 
len, zusätzliche Aufnahmeplätze geschaf- 
fen. Damit wird für eine größere Zahl der 
Aussiedler ein zügiges Aufnahmeverfah- 
ren und eine baldige Weiterleitung in die 
Wohnorte in den Ländern gewährleistet. 

Informationsbörsen über 
Wohnungen und Arbeit 
Mit diesen verbesserten Aufnahmemög- 
lichkeiten — so der Parlamentarische 
Staatssekretär beim Bundesminister des 
Innern, und Beauftragter der Bundesre- 

gierung für Aussiedlerfragen, Horst Wa 
fenschmidt — soll außerdem das System 
der Informationsbörsen über Wohnung 
und Arbeitsplätze in allen Aufnahme^' 
gern ausgebaut werden. Neben dem Re» 
strierverfahren muß der Aufenthalt stär- 
ker genutzt werden, um auf Angebote 
Wohnungen und Arbeitsplätze ausführ- 
lich hinzuweisen. Damit kann eine Bal- 
lung von Aussiedlern in bestimmten 
Regionen und Städten vermieden wer- 
den. Angebote von Städten und Gemein 
den, die Aussiedler aufnehmen wollen, 
müssen besser genutzt werden. 



FRAUENPOLITIK UiD 8/1989 • Seite 13 

Ursula Lehr: Die Familie ist die 
Grundlage unseres Gemeinwesens 
Mit meinem Amtsantritt hat keine 
"eue Ära begonnen. Ich möchte die 
bereits vorhandenen Ansätze, die 
durch Rita Süssmuth in die Diskussion 
gebracht wurden, aufgreifen, verdeutli- 
chen und weiterführen. 

j-uie Frauenpolitik sollte Kinder und 
heranwachsende in ihren familiären und 
«jußerfamiliären sozialen Beziehungen im 
Auge haben, sollte erwachsene Frauen 
Und auch erwachsene Männer in Familie 

Bundesfamilienministerin 
Ursula Lehr über die Rolle 
der Frau und Mutter in 
!hren vielfältigen sozialen 
Beziehungen 

°d Beruf sehen und sollte auch die 
'Ration von Frauen und Männern im 
°hen Alter bis zu ihrem Lebensende mit 

F
erücksichtigen. Es gilt, der Rolle der 
rau und Mutter in all ihren vielfältigen 
z,alen Beziehungen gerecht zu werden, 

ej
en Frauen, die Beruf und Familie mit- 

p'nander verbinden, ebenso wie den 
rauen, die ihren Lebensinhalt in der 
amilie und in der Erziehung der Kinder 

8es«hen haben und sehen, den alleiner- 
^enenden Müttern, die ihren Kindern oft 
geuCr scnweren Bedingungen Familie 
Zu U* Wollen' ebenso w«e den Frauen, die 

Hause ihre kranken Eltern und Ange- 
nor,gen pflegen. 

am Uenpolitik muß ihrer besonderen Ver- 
^ Hortung für das Kind gerecht werden. 

an sollte Frauenpolitik nicht mißverste- 

hen als eine einseitige Ausrichtung bzw. 
alleinige Zielsetzung in bezug auf die 
berufstätige Frau. Da Frauen als Mütter 
— genauso wie Männer als Väter — eine 
große Verantwortung für ihre Kinder tra- 
gen, sollte eine Frauenpolitik auch dieser 
Verantwortung für das Kind gerecht wer- 
den. 
Nur wenn eine Frauen- und Familienpo- 
litik das Wohl des Kindes, aber auch das 
Wohl von Mutter und Vater zum Ziel hat, 
hilft sie und stärkt sie die Familien und 
schafft 
• Voraussetzung für das Ja zum Kind, 
• eine günstigere Umwelt für das Kind, 
• für dessen Entwicklung und 
• auch Voraussetzungen für einen Fort- 
bestand unserer Gesellschaft, denn die 
Familie ist nun einmal die Keimzelle 
unserer Gesellschaft und unserer Kultur. 
Frauenpolitik ist ohne einen engen Bezug 
zur Familienpolitik nicht denkbar, sie 
darf nicht nebeneinander hergehen, ist 
eng miteinander verzahnt zu sehen. 
Frauenpolitik hat auch nicht nur „die 
Frau im Beruf zum Gegenstand. Sie hat 
ausdrücklich auch die Arbeit der Frau 
und Mutter in der Familie mit einzubezie- 
hen, und Familienarbeit ist Arbeit. 
Arbeit, für die ich den Müttern und 
Großmüttern, die Zeit ihres Lebens für 
Kinder, Enkel und auch manchmal noch 
die Eltern da waren oder sind, danke. 

Echte Partnerschaft 
ist ein schwieriger Weg 
An der Erkenntnis, daß die Familie die 
Grundlage unseres Gemeinwesens ist, hat 
sich nichts geändert. Aber geändert hat 
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sich das Verhältnis der Familienmitglie- 
der zueinander: Nicht mehr Dominanz 
und Unterordnung, sondern Partner- 
schaft zeichnet es aus. Echte Partner- 
schaft, gelebte und nicht nur gesprochene 
Partnerschaft, ist ein äußerst schwieriger 
Weg. Dies gilt nicht nur für das Privatle- 
ben, sondern auch für die,Berufswelt, die 
Politik: Wir haben partnerschaftliche 
Entscheidungen zu begünstigen, zu 
akzeptieren und durch politische Rah- 
menbedingungen abzusichern. 

Die Hauptaufgaben 
in den nächsten Jahren 
In der Absicherung der Wahlfreiheit von 
Männern und Frauen (und der Schaffung 
entsprechender Voraussetzungen dazu) 
sehe ich eine Hauptaufgabe meiner Poli- 
tik in den nächsten Jahren. Nur eine 
ganzheitliche Politik versetzt uns in die 
Lage, die Probleme nicht nur zu sehen, 
sondern sie auch zu meistern. Konkret 
werde ich unter anderem folgende 
Schritte unternehmen: In den nächsten 
Wochen werde ich einen wissenschaftli- 
chen Beirat zur Frauenpolitik berufen. 
Weiterhin werde ich einen „Bericht zur 
Situation der Frauen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland" in Auftrag geben, der 
nach Möglichkeit noch in dieser Legisla- 
turperiode vorgelegt werden soll. 
Es ist an der Zeit, die Entwicklungen, die 
für unsere Politik wichtig sind, im Zusam- 
menhang aufzuzeigen. Akzente sollen in 
der Frauenförderung gesetzt werden. Der 
Bericht, den die Richtlinie zur Frauenför- 
derung von 1986 vorschreibt, ist in Arbeit 
und wird demnächst vorgelegt werden. 
Als unverzichtbar sehe ich eine Erhöhung 
des Kindergeldes ab dem zweiten Kind 
und eine Verlängerung des Erziehungs- 
geldes an. Über beide Maßnahmen wer- 
den wir noch in diesem Frühjahr ent- 
scheiden. 

Drohenden Pflege- 
notstand abwenden 
Die Senioren-Union hat Verständnis 
dafür, daß Tausende von Kranken- 
schwestern und Krankenpflegern für 
eine Verbesserung ihrer Arbeitsbedin- 
gungen auf der Straße demonstrieren- 
Bundesvorsitzender Gerhard Braun: 
Wir wissen, mit welchem Engagement 
und persönlichem Einsatz gerade d<ese 

Berufsgruppe ihrer täglichen schwere" 
Arbeit in unseren Krankenhäusern un 
Altenpflegeheimen nachgeht. 

Aufgrund der demographischen Entwic 
lung werden wir in Zukunft mit einer 
erhöhten Zahl von pflegebedürftigen 
alten Menschen rechnen müssen. Dage' 
gen wird der Anteil der Jugendlichen an 
der Bevölkerung erheblich weniger, so 
daß zu befürchten ist, daß bei steigendein 
Pflegebedarf immer weniger gut ausgeh1 

dete Krankenpflegekräfte zur Verfügung 
stehen. 

Aufgrund dieser Tatsachen werden wn* 
der nahen Zukunft einen erhöhten Beda 
an gut ausgebildeten Krankenschwester 
und Krankenpflegern sowie Altenpflege 

rinnen und Altenpflegern benötigen, ütfl 

einen drohenden Pflegenotstand abzu- 
wenden. 

Ziel der Politik der Senioren-Union ist e 
deshalb, dafür Sorge zu tragen, 
• daß das Ansehen der Schwestern und 
Pfleger im öffentlichen Bewußtsein so 
angehoben wird, wie es diesem fachhc 

hochqualifizierten und für unser aller 
Wohl unentbehrlichen Beruf entspricht' 

• daß das Lohnniveau auf eine dem 
Beruf entsprechende Höhe angehoben 
wird, dies gilt insbesondere auch für dl 
Ausbildungsvergütung; 



RCDS UiD 8/1989 •  Seite 15 

• daß die Rückkehr von Krankenschwe- 
stern, die aus familiären Gründen beruf- 
lich pausiert haben, verstärkt gefördert 
wird; 

• daß die Zufriedenheit der Schwestern 
und Pfleger mit ihrem Beruf durch eine 
Reihe von Maßnahmen im Krankenhaus 
und Altenpflegeheim verbessert wird; 
• daß die Dauer des Verbleibs im Beruf 
durch berufsbegleitende Fortbildung und 
Möglichkeiten der psychologischen 
Unterstützung verlängert wird; 
• daß durch vermehrte Neueinstellung 
von Krankenpflegepersonal in den Kran- 
kenhäusern und Altenpflegeheimen die 
zum Teil unzumutbare Belastung des bis- 
herigen Personals verringert wird. Dies 
bedeutet auf Dauer auch eine neue Fest- 
igung des Personalschlüssels. 

£Ur Erreichung dieser Ziele müssen 
Krankenkassen, Krankenhäuser, Berufs- 
Ur>d Fachverbände, Tarif- und Pflegesatz- 
Parteien, Bund und Länder gemeinsame 
Anstrengungen unternehmen, um die 
Attraktivität der pflegerischen Berufe zu 
sichern und gezielt um Nachwuchs für 

•ese Berufsgruppe zu werben. 

Christian Schede neuer 
RCDS-Bundesvorsitzender 
Der 24jährige Jurastudent Christian 
Schede aus Würzburg ist neuer Bun- 
desvorsitzender des Ringes Christlich- 
Demokratischer Studenten (RCDS). 
Auf der 42. RCDS-Bundesdelegierten- 
versammlung in Königswinter wurde 
er zum Nachfolger von Jürgen Hardt 
gewählt. Schedes Stellvertreter wurde 
~er 23jährige Freiburger Jurastudent 
Matthias Graf von Kielmannsegg, 
°undesschatzmeisterin die 24jährige 
Aachener Chemiestudentin Katja 
Linder. 

STICHWORT 

COMETT 
COMETT ist das Aktionsprogramm 
der Europäischen Gemeinschaft, das 
die Zusammenarbeit zwischen Hoch- 
schule und Wirtschaft im Bereich der 
neuen Technologien fördern soll. 
COMETT ist seit Januar 1987 in Kraft. 
Für die erste Phase von 1987 bis 1989 
stehen 45 Millionen Ecu (rund 90 Mil- 
lionen Mark) zur Verfügung. Eine 
zweite Phase ist für die Jahre 1990 bis 
1992 vorgesehen. 
Im Hinblick auf die Verwirklichung des 
europäischen Binnenmarktes 1992 ist 
auch eine stärkere Zusammenarbeit in 
der Bildungs- und Forschungspolitik 
erforderlich. Durch das COMETT-Pro- 
gramm sollen vor allem die Zusammen- 
arbeit zwischen Hochschule und Wirt- 
schaft gefördert, das Ausbildungsniveau 
an den technologischen Wandel ange- 
paßt und die neuen Informations- und 
Kommunikationstechnologien stärker 
genutzt werden. In den ersten zwei Jah- 
ren von COMETT, 1987 und 1988, hat 
die Gemeinschaft über 120 Ausbil- 
dungspartnerschaften zwischen Hoch- 
schule und Wirtschaft unterstützt, mehr 
als 2 300 grenzüberschreitende Betriebs- 
praktika von Studenten ermöglicht, 
über 120 grenzüberschreitende Stipen- 
dienfür Führungskräfte der Wirtschaft 
und von Hochschullehrern vergeben und 
mehr als 200 grenzübergreifende Vor- 
haben in der Fortbildung bewilligt. 
Das COMETT-Programm fügt sich ein 
in die übrigen Maßnahmen der 
Gemeinschaft auf den Gebieten allge- 
meine und berufliche Bildung, For- 
schung und Entwicklung sowie techno- 
logische Zusammenarbeit, unter ande- 
rem ERASMUS, ESPRIT und DELT. 



Nach nur 7 Wochen: 

Die Gesundheitsrefform 
setzt sich durch 

Die Gesundheitsreform ist erst seit 
7 Wochen in Kraft. Und schon zei- 
gen sich erste Erfolge: 

• Beiträge stabilisieren sich: 
Vorher stiegen sie Jahr für Jahr. 60 
Krankenkassen haben die Beiträge 
sogar gesenkt. 

• Arzneimittelpreise begin- 
nen zu sinken: Die Festbeträge 
greifen: Schon hat ein bedeuten- 
der Arzneimittelhersteller, die 
Firma Thomae, die Preise für einige 
Medikamente um 20 bis 30 Prozent 
gesenkt. Andere Arzneimittelher- 
steller wollen nachziehen. 
Preise für Brillengestelle wurden 
teilweise halbiert. Bei fast der 
Hälfte aller Optiker gibt es schon 
Brillengestelle für 20 Mark. 

Norbert Blüm hat Verleumdungen 
. und Lügen ertragen. Er hat die Ge- 
l sundheitsreform durchgesetzt 
i und unser Gesundheitssystem vor 

dem finanziellen Kollaps gerettet. 
Jeder Kranke kann sich wieder dar- 
auf verlassen, daß er die nötigen 
Gesundheitsleistungen erhält. 

Und: Keine neuen Belastungen für 
die Beitragszahler. 

Experten bestätigen: Erste Erfolge 
» ... Maßnahmen zur Begren- 
zung der Gesundheitsausgaben 
und zur dauerhaften Stabilisie- 
rung der Finanzlage der gesetz- 
lichen Krankenversicherung sind 
notwendig. Das Gesundheitsre- 
formgesetz enthält wesentliche 
Elemente, um dieses Ziel zu er- 
reichen.« (Jahresgutachten des 
Sachverständigenrates für die Kon- 
zertierte Aktion im Gesundheits- 
wesen am 9. 2. 1989) 
»Das Gesetz ist besser als sein 
Ruf.« (Heinrich Reiter, Präsident des 
Bundessozialgerichtsam 7. 2.1989) 

Unser Gesundheitssystem, das beste der Welt, 
steht wieder felsenfest. 

CDU 
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Der Mensch im Mittelpunkt 
Junge Union beschloß ein neues Grundsatzprogramm 
Auf einem außerordentlichen Deutsch- 
jandtag, der vom 3. bis 5. März 1989 
•n der Weser-Ems-Halle in Oldenburg 
stattfand, verabschiedeten die ca. 300 
Delegierten ein neues Grundsatzpro- 
gramm der Jungen Union. Der Verab- 
^niedung des JU-Programms war eine 
JJJjnr als zweijährige Diskussion auf 
"en Ebenen der Jungen Union vor- 

gegangen. Zu dem Grundsatz-Pro- 
gramm lagen fast 1200 Änderungsan- 
jfa8e vor, die zum Teil zu kontroversen 

•skussionen auf dem Deutschlandtag 

er Deutschlandtag war gekennzeichnet 
°.n einem hohen Maß an Arbeitsdiszi- 

P lr» und einer lebendigen Programmdis- 
ssion. Mit dem verabschiedeten neuen 

""Undsatzprogramm hat die JU eine 
ojide Grundlage für die Arbeit der 90er 
'ahre geschaffen. 
^ Vordergrund steht ein klares Bekennt- 

w
S.Zum christlichen Menschenbild. Des 
eiteren wird die Weiterentwicklung der 

j   zialen Marktwirtschaft zu einer sozia- 
Re'f Und öko,°8iscnen Marktwirtschaft 
J 'ordert. In der Familienpolitik wird 
d 

rlangt, daß die Ehe vom Staat beson- 
rs geschützt und gefördert werden 

J*i> lr sollten nicht die eigenen Leute 
greifen, sondern den politischen 

Gegner." Heiner Geißler 

heißf" Zum Problem der Abtreibung 
dUr !; es: »Mit der Tötung von Kindern 
ab '°p   btreibung finden wir uns nicht 
der 11 rstma,s wurde auch die Sicherung 
Umf        elt Und die Notwend«gkeit eines 

assenden Umweltschutzes verankert. 

Die Bewahrung der natürlichen Umwelt 
sei für den Menschen die Bedingung für 
das Leben überhaupt, heißt es u.a. 
Unterstützt wurden diese Aussagen von 
dem niedersächsischen Umweltminister 
Werner Remmers, der sich in einer enga- 
gierten Rede vehement für einen vorbeu- 
genden Umweltschutz einsetzte. Rem- 
mers forderte ein noch stärkeres Umwelt- 
bewußtsein in der Bevölkerung. Er gei- 
ßelte das vorherrschende Nischendenken, 
den Einzel- und Gruppenegoismus, wenn 
es um Fragen der Entsorgung gehe. 

Mit ihrer umweltpolitischen 
Aussage leistet die Junge 
Union eine Vorreiterrolle 
Umweltkosten, so forderte Remmers, 
dürften nicht länger nur als volkswirt- 
schaftliche Aufwendungen betrachtet 
werden, sondern müßten voll und ganz in 
die betriebswirtschaftlichen Kosten ein- 
gehen und müßten auf der Gesamtrech- 
nung erscheinen. Entschieden wandte 
sich Remmers gegen eine Ausweitung des 
internationalen Mülltourismus. Insbeson- 
dere verurteilte er Sondermülltransporte 
aus der Bundesrepublik Deutschland in 
die DDR (Schönberg) und wandte sich 
gegen die Absicht des Hamburger Senats, 
hochbelasteten Hafenschlick nach Polen 
zu schicken. 
Zu Beginn des Deutschlandtages hatte 
der JU-Vorsitzende Christoph Bohr daran 
erinnert, daß das erste Grundsatzpro- 
gramm aus dem Jahre 1973 stamme und 
geprägt sei von den Themen der damali- 
gen Zeit, hauptsächlich noch von den 
Auswirkungen der Unruhen der späten 
60er Jahre. Damals habe in allen Parteien 
ein gewisser Reformeuphorismus vorge- 
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mus vorgeherrscht und auch Eingang in 
die Programme gefunden. 16 Jahre seien 
inzwischen vergangen und Nüchternheit 
habe die Euphorie abgelöst. Heute müß- 
ten Politik und Politiker die Kunst der 
Selbstbescheidung erfahren. Längst gelte 
der Grundsatz, das nicht alles machbar 
sei, was wünschbar erscheine. 

„ Das Profil der CD U darf nicht abge- 
flacht werden auf Ergebnisse von 
Koalitionsverhandlungen." 

Heiner Geißler 

Mit ihrem neuen Grundsatzprogramm 
wolle die Junge Union starke Impulse in 
die Mutterpartei CDU tragen, so Bohr. 
„Wir müssen die weinerliche Selbstkritik 
überwinden und wieder in die Offensive 
gehen." Von der CDU verlangte der JU- 
Chef ein klares Profil. 
Als erster Gastredner bezeichnete der frü- 
here rheinland-pfälzische Ministerpräsi- 
dent Bernhard Vogel den Entschluß der 
JU, sich in dem Grundsatzpapier für eine 
„Politik aus christlicher Überzeugung" 
einzusetzen, als „mutig". Nur wer seinen 
Standpunkt und sein Ziel genau kenne, 
der sei auch in der Lage, auf die vielfälti- 
gen Herausforderungen unserer Tage die 
richtigen Antworten zu geben. Heute 
über das „C" in unserm Namen zu spre- 
chen, verlange Mut, sagte Vogel. Stellen 
wir konsequent unsere Politik auf die 
Grundlage des christlichen Menschenbil- 
des, rief er den Delegierten zu. Vogel 
wandte sich gegen Kurzsichtigkeit und 
Verzagtheit nach den Berliner Wahlen. 
Eine Personaldiskussion bezeichnete er 
als „unsinnig". Vom Grundsatzprogramm 
erwartet Vogel, daß es nicht nur auf Fest- 
veranstaltungen zitiert werde, sondern 
auch Folgen für die praktische Arbeit 
und das Handeln im Alltag habe. „Wir 
haben gute Programme, aber sie müssen 

stärkere Auswirkungen für unser politi- 
sches Handeln im Bundestag, in den 
Landtagen und in den Kommunalparla- 
menten haben." Vogel sprach sich für 
eine weitere Verbesserung des Familien- 
lastenausgleichs aus und meinte zum 
Thema Asylanten: Wer das C im Namen 
führt, bekenne sich zur Gleichheit und 
Brüderlichkeit aller Menschen. Das Asyl- 
recht sei in der Verfassung als Grund- 
recht verankert, und daran sollte nie- 
mand in der Union rütteln. Man müsse 
jedoch unterscheiden — und hier liege 
das Problem — zwischen politisch Ver- 
folgten und solchen, die sich zu Unrecht 
um Asyl bewerben. Zum Abschluß seiner 
mit großem Beifall bedachten Rede 
sprach er die Hoffnung aus, daß das 
Grundsatzprogramm mit dazu beitragen 
werde, verloren gegangenes Vertrauen 
wieder zurückzugewinnen. Unser Staat 
befinde sich nicht in einer Vertrauens- 
krise — sondern in einer Glaubwürdig- 
keitskrise. Politiker und Parteien müßten 
wieder lernen, zuzuhören, wo die Bürger 
der Schuh drückt. 
Mit Spannung sahen die Delegierten des 
Deutschlandtages dem Auftritt von Gene- 
ralsekretär Heiner Geißler am Sonntag- 

„Die Republikaner sind die nützlichen 
Idioten für die Regierungsbeteiligung 
der Alternativen und der Chaoten." 

Heiner Geißle 

vormittag entgegen. Der Generalsekretär 
skizzierte die wichtigsten gesellschaftli- 
chen Entwicklungen, auf die die Union 
als Volkspartei Antworten finden müsse. 
Geißler unter starkem Beifall der Dele- 
gierten: „Wir dürfen den Zeitgeist nicht 
bejammern, sondern wir müssen ihn 
bestimmen". So dürfe beispielsweise 
nicht zugelassen werden, daß an den 
„Essener Leitsätzen" zur Frauenpolitik 
gerüttelt werde. 
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Zum Verhältnis der Deutschen zu den 
Ausländern verwies Heiner Geißler auf 
das christliche Menschenbild als Maß- 
stab des politischen Handelns. In einem 
Land, das vom Handel und Wandel lebe, 
dürfe Fremdenhaß und Ausländerfeind- 
"chkeit keinen Platz haben. 

Geißler verteidigte ausdrücklich die 
^esundheits- und Steuerreform. Beide 
^len durch gezielte Desinformations- 
Kampagnen der politischen Gegner in 
Verruf geraten. 
M>t Blick auf das Berliner Wahlergebnis 
Sa8te Geißler unter sehr starkem Beifall 

"Man kann das deutsche Volk nicht 
Qntreten lassen und befehlen: links um 
- rechts um! Die Zeiten sind vorbei." 
^ Heiner Geißler 

r
er Delegierten: „Mit den Republikanern 

, e<Jen wir nicht, eine solche Partei 
kämpfen wir als Christliche Demokra- 

ten." 

>e insgesamt 40minütige Rede endete 
11 einer „standing ovation" der Dele- 

S'erten und Gäste des Deutschlandtages. 

b 
acnzutragen bleibt noch, daß die Ham- 

QUrger Delegierten der JU dem neuen 
undsatzprogramm ihre Zustimmung 

ahrSp8ten' weil nach ihrer Auffassung das 
Se
e f ro8ramrn fortschrittlicher gewesen 
' als das neue. Auf dem nächsten 

l98QtSChlandtag der JU im November 

rat-   Steht im Bundesvorstand ein Gene- 
dt'onswechsel bevor. 

"   emessen an den Führungskünsten 
es n°rdrhein-westfälischen Innenmi- 
lsters Schnoor war der Hauptmann 

Von Köpenick ein FBI-Agent." 
Heiner Geißler 

Informations- und 
Werbemittel für Ihren 
Europawahlkampf 
Bestell-Nr. 
5135 In Europa sind wir Vorreiter im 

Umweltschutz (UiD-Dokumenta- 
tion) 50 St.    10,-DM 

5129 Mit Forschung die Zukunft gewin- 
nen (UiD-Dokumentation) 

50 St.    10,-DM 
9118 Autoabfalltüte — Sauber reisen 

ohne Grenzen     100 St.    24,—DM 
9503 Aufkleber: Europa-Signet 

100 St.    12,-DM 

9482  Bleistift mit Europa-Signet 
100 St.    20,-DM 

9111  Lederfußball mit Europa-Aufdruck 
1 St.    44,— DM 

9508 Papierfähnchen „Europa" 
1 000 St.    80,- DM 

9814 Parkscheibe — Freie Fahrt für 
Europa 100 St.    47,—DM 

9511 Luftballons — Europa 
1000 St. 135,- DM 

9113 Riesenluftballons — Europa 
(Umfang 2,50 m)  10 St. 119,-DM 

Die Preise verstehen sich inkl. Versand- 
kosten zuzügl. Mehrwertsteuer. 
Bestellungen richten Sie bitte an das 
IS-Versandzentrum, Postfach 1328, 
4804 Versmold. 
Weitere einsetzbare Materialien siehe 
Gesamtangebot in UiD 1/89. 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300 BONN 1 

Unsere Renner: 
Taschenlexikon 

Gesundheitsreform 
von A bis Z 

Die Krankenversicherung bleibt bezahlbar 

Die Vorsorge wird 
verstärkt 

Die Pflege wird 
anerkannt 

CDU 
# 

Mindestabnahme: 50 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme 15,— DM 
Bestell-Nr. 5126 

• Faltblatt Steuerreform 

Mehr Geld für den 
Bürger, mehr Schwung 
für die Wirtschaft 
Mindestabnahme: 50 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme 24,— DM 
Bestell-Nr. 2127 

# Faltprospekt 

12 Pluspunkte der 
Regierung Helmut Kohl 
Mindestabnahme: 100 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme 20,— DM 
Bestell-Nr. 2128 

Bestellungen richten Sie bitte an das 

IS-Versandzentrum, Postfach 1328, 
4804 Versmold. 

Die Preise verstehen sich inkl. Versand- 
kosten zuzügl. Mehrwertsteuer. 
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